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Carte blanche

Der Euro: VomPolitstar
zumKlumpenrisiko
VonRolfWeder*

In letzter Zeit wurde häufig von den «Grenzen des
Bilateralismus» der Schweiz gegenüber der EU
gesprochen. Die Schweizmüsse sich politisch
stärker in die «dynamische EU» integrieren, heisst
es aus Brüssel. Dabei wird übersehen, dass die
Krise in der EuropäischenWährungsunion eigent-
lich ein deutlichesWarnsignal an die politische
Integration in der EU aussendet – an die Tendenz,
in zahlreichen Politikfeldern Kompetenzen und
Verantwortung aus denMitgliedsländern an die
EU zu übertragen. Die EU-Politik will dies, wie so
oft, nicht wahrhaben: Es wird viel gutes Geld
Schlechtem nachgeworfen.

Auch die neuestenMedienberichte bestätigen es
aber: Die Stabilisierung derWährungsunion ist
noch nicht in Sicht. Eine Reihe vonMitgliedern
der EuropäischenWährungsunion ist und bleibt
überschuldet undwird neu unterstützt (wie vor
ein paar Tagen Portugal) oder in der Kreditwür-
digkeit heruntergestuft (wie zumBeispiel am
vergangenenWochenende Italien). Das derzeit
prominentesteMitglied der Euro-Zone, Griechen-
land,mit einer Staatsverschuldung von rund
150 Prozent des Bruttoinlandprodukts wurde
zwar letztes Jahrmit einemRettungskredit von
über 100Milliarden Euro gestützt. In den nächs-
ten Tagen könnten aber weitereMassnahmen
durch die EUmithilfe des Internationalen
Währungsfonds (IWF) folgen.
Die Finanzmärkte erwarten nämlich nicht, dass
Griechenland aus seiner Staatsschuld selbststän-
dig herauswachsen kann. Eine Umschuldung,
indem auch die (privaten) Gläubiger zu einem
teilweisen Schuldenverzicht bewegt würden, wird
von immermehr Beobachtern als notwendig
erachtet, wie von Kennern derMaterie von Anfang
an betont. Ja, eigentlich sei sogar der geordnete
Austritt Griechenlands aus derWährungsunion
ins Auge zu fassen.
Wiewir in unserem neuen Buch «Von Rosinen und
anderen Spezialitäten» zeigen, war der Euro
schon immer der Liebling der Politik – ein
«Politstar». Gleichzeitig ist er seit seiner Geburt
ein ökonomisches Sorgenkind. Dies liegt, wie wir
argumentieren, vor allem daran, dass die Politik
nicht zur Kenntnis nimmt, was eineWährungs-
union beinhaltet und bedeutet. Der Symbolwert
des Eurowar und ist ihr wichtiger.
Selbstverständlich bringt eineWährungsunion
Vorteile – zumBeispiel, dassman beim Einkaufen
dieWährungen nichtmehr umrechnenmuss. Sie
bringt aber auch erhebliche Nachteilemit sich:
DieMitgliedermüssen ihre Geldpolitik vollständig
an die Zentrale (die Europäische Zentralbank)
abgeben, und derWechselkurs als Anpassungs-
mechanismus geht verloren. Zudem erhalten die
Mitglieder einen Anreiz, sich auf Kosten der
anderen kurzfristig zu bereichern (indem sie
Staatsausgaben erhöhen und sichmit tiefen
Zinsen aus derWährungsunion finanzieren). Die
Schuldenpolitik derMitgliedermuss also über-
wacht werden. Sonst zahlen die anderenmit.
Die Experten haben die Gefahren bei der politisch
motivierten Gründung derWährungsunion 1999
nicht etwa übersehen. Der sogenannte Stabilitäts-
pakt der EU verfolgte genau das Ziel, die Schul-

Hick-up

Elektronische
Flöhe kosten
VonMartinHicklin

Siegen kann zu teuer werden und das Tafelsilber
gefährden. Das scheint auch der ETH-Rat so zu
sehen, spätestens seit er letzteWoche an einem
Zweitägigen «vertieft Finanzierungskonzepte
diskutiert» hat. Als Aufsichtsorgan der vomBund
finanzierten EidgenössischenHochschulen und
assoziierter Anstalten ist er ja auch für Strategie
und Finanzen dieser Vorzeigeinstitutionen zustän-
dig. Deren Topf wird unter den neidischen Blicken
kantonaler Universitäten zwar jedes Jahr anstän-
dig gefüllt, doch den Boden siehtman amEnde
immer. Da schien einewunderbare Botschaft, dass
imRahmen eines EU-Wettbewerbs Projekte der
beiden ETH in den Rang «europäischer Flagg-
schiffe» (FET) erhobenwerden könnten. Auf die
solle, so die herrliche Aussicht, über zehn Jahre
ein Geldregen von bis zu einerMilliarde Euro
fallen, und so die angeblichwelkende europäische
Innovationslust neu aufkeimen lassen. Blöd nur
und im frühen Jubel untergegangen ist dabei, dass
die EU nicht nur aus eigener Kanne giessen,
sondern die beteiligten Länder kräftigmitregnen
lassenwill. Halb und halb zumBeispiel.

Es könnte also ziemlichwehtun, wenn die
Schweiz im Final 2012 gewinnt. Die Chancen
sind absolut intakt. Nach der letzten Runde in
Budapest AnfangMai bleiben unter sechs finali-
sierten Projekten gleich drei der beiden ETH im
Rennen: «Guardian Angels» will energieautono-
me Sensoren entwickeln, die als «elektronische
Flöhe» je nach Ausstattung Blutzucker überwa-
chen, zu viel Alkohol am Steuer oder Gefühls-
zuständemelden und sogar vor Tsunamis war-
nen sollen. Das vom «Komplexitätsforscher»
und ETH-Soziologen Dirk Helbing propagierte
«FuturICT»will ein gigantisches Computer-
modell der lebendenWelt bauen undmit diesem
«Wissensbeschleuniger» auch voraussagen
können, wie sich Gesellschaften verhalten. Ein
ziemlich hochfliegendes Ziel.
Auch das dritte Projekt kargt nichtmit grossen
Versprechungen. HenryMarkram von der ETH
Lausanne, und dort hoch geschätzt, plant, als
Verlängerung seines «Blue Brain»-Projekts in
einem «Human Brain Project» dasmenschliche
Gehirn imGrossrechner nachzubauen, was – so
Markrams stolze Voraussage – in zehn Jahren zu
schaffen sei. In silico liessen sich dann sogar
Gehirnerkrankungen aufklären,Medikamente
testen oder revolutionäre Rechner nach dem
nassen Vorbild bauen, das so fantastische
Leistungen unter der Schädeldecke erbringt. Bei
solchen Prognosenmachen auch Fachkollegen
grosse runde Augen. «Wie soll ich daran glauben,
dassman unser Gehirn nachbauen kann, wenn
wir dessen Verschaltungen nur ungenügend
kennen und sogar auf der Ebene einzelner
Synapsen nochHunderte von Fragen haben?»,
sagt dazu ein erfahrener Basler Neurophysiologe.
Kritik kam gar von ETH-Professoren, weil über
Markrams Ausgangsprojekt «Blue Brain» seltsam
wenig publiziert sei. Das soll sich allerdings bald
ändern, verspricht dieWebsite.

«Mit Freude» habe der ETH-Rat von der neuen
Wettbewerbslage Kenntnis genommen, liess er am
Freitagmitteilen. Und klappert dazu lautmit den
Zähnen. Es geht um viel Geld.Mit Infrastrukturen
wie Grossrechnern sei man gernmit an Bord,
dochwenn es um «Bareinlagen» gehe, dürfen
EU-Flaggschiffe nicht zulasten des Grundauftrags
segeln, dasmüsse in der anstehenden politischen
Debatte umdie Finanzierung der Jahre 2013 bis
2016 diskutiert werden,meint ETH-Ratspräsident
Fritz Schiesser. Mehr Geld also vomBund,
womöglich auf Kosten andererForscher? Da enden
irgendwie die Visionen.

denpolitik der einzelnen Länder zu begrenzen.
Undmehr noch: Die sogenannte No-Bail-out-Klau-
sel verlangt, wie der Name sagt, dass imÜber-
schuldungsfall eben kein Bail-out (das heisst keine
solidarischeHilfe durch die anderen
Mitglieder) stattfindet.

Wiewir heutewissen, hat die EU-Politik beide
Prinzipien ignoriert. Mehr noch: Sie will künftig
politische Integration durch enge Überwachung
der Ausgaben- und Steuerpolitik der Länder
vorantreiben und signalisiert mit der Schaffung
eines Topfs vonmehrerenHundertMilliarden
Euro zugleich, dassman Länder, die sich zu stark
verschulden, unterstützenwird. Die Grundsatz-
fragewird gar nicht aufgeworfen. Jene, die dies
wagen, werden pauschal als gegenüber dem
Frieden in Europa undankbare Zeitgenossen
hingestellt – wiewenn demEuro das Verdienst für
Frieden und Stabilität in Europa zukommen
würde. Trotz Hilfe wächst derWiderstand in der
griechischen Bevölkerung gegen die Sparmass-
nahmen.Wiewerdenwohl die Bewohner in den
anderen Ländern darauf reagieren?Man verglei-
che diese Situationmit einem «Bilateralismus»:
nationaleWährungen in Kombinationmit existie-
renden Institutionenwie dem IWF. Die Griechen
und andere Länder der EUwären in diesem Fall
vomMarkt frühzeitig in ihrer Schuldenwirtschaft
zur Räson gezwungenworden, weil sie diese nur

bei stark steigenden Zinsen hättenweiterführen
können. Die griechischeWährung hätte sich bei
einer sich anbahnendenÜberschuldung abgewer-
tet, mit positiven Auswirkungen auf den griechi-
schen Arbeitsmarkt.Wäre es trotzdem zur hohen
Verschuldung gekommen, hätten rasch Umschul-
dungsverhandlungenmit einer Beteiligung allzu
leichtsinniger Investoren stattgefunden.

Was ist also die Alternative zurWährungsunion?
Die Antwort lautet ganz einfach: derWettbewerb
zwischen den Ländern – einMultiwährungs-
system. Länder dürfenweiterhin unterschiedliche
Vorstellungen zur Geldpolitik (Inflation) sowie
zur Schuldenpolitik haben und sie können sich
unterschiedlich entwickeln. Die Länder tragen
aber auch die Konsequenzen ihres Verhaltens
selber. Die aufwendige Koordination entfällt. Es
braucht weniger Kontrolle, und dieMärkte sorgen
in der Regel für rechtzeitige Signale an die Politik.
Vielleicht stösst alsoweniger der Bilateralismus
der Schweiz an Grenzen, sondern vielmehr die
politische Integration der EU – und zwar nicht nur
in der Geld- undWährungspolitik.
* Rolf Weder ist Professor für Wirtschaftswissenschaften
am Wirtschaftswissenschaftlichen Zentrum (WWZ)
der Universität Basel.

Agenda

Atomausstieg
ist zwingend
VonDaniel Vischer

Daswar eine deutlicheManifestation der alten
und neuen Stärke der Antiatomkraftbewegung in
der Schweiz. Die Kundgebung «Menschenstrom
gegen Atom» knüpfte nahtlos an Kaiseraugst 1974
undGösgen 1977 sowie nach Tschernobyl 1986
an.Wobei das Gefühl entstand, es sei noch nicht
das ganze Potenzial ausgeschöpft worden. Aber
20000Menschen an einem Sonntag auf einem
Feldmitten imKanton Aargau abseits derMittel-
landachse, herangereist aus der ganzen Schweiz
mit Sonderzügen dank Sondereffort der SBB: das
wird auch der Bundesrat nur als klarenWink für
dieMacht der Bewegung für den Atomausstieg
zur Kenntnis nehmen können.
Selbst Bundesratsmitglieder, die sonst lieber auf
Economiesuisse hören,müssen einsehen, dass die
Zeit des Atomstaats abgelaufen ist. Der Druck der
Atomlobby ist zwar gross, sie ist im Parlament gut
verankert, versucht zu retten, was zu retten ist. Da
neue AKWnach Fukushima jetzt nicht durchzuset-
zen sind, spielen Economiesuisse, Axpo und Co.
auf Zeit. Man dürfe sich durch voreilige Entschei-
de – endgültige Absage an neue AKW– nichts
verbauen. Sie hoffen, dass es so kommtwie nach
Tschernobyl, als der Volksprotest etwas abnahm.
Umsowichtiger, dass sich der Bundesrat diesen
Mittwoch unwiderruflich gegen neue AKWund
für ein Ausstiegskonzept ausspricht. Ausstieg ist
eine Frage des Primats der Politik gegenüber
angeblichen ökonomischen Sachzwängen –
angeblich nur schon aufgrund der gigantischen
Staatshaftung, von der die Atombetreiber zum
Nulltarif profitieren. Die Politikmuss jetzt auf
Energiesparen, Energieeffizienz und gezielte
Förderung erneuerbarer Energien setzen. Jetzt
müssen die Ressourcen für den Ausstieg umgela-
gert werden, Zuwarten provoziert die Stromlücke,
die dauernd herbeigeredet wird.
LetzteWoche begannen die Grünen, Unterschrif-
ten für die Atomausstiegsinitiative zu sammeln.
Sie bringt das Nötige auf den Punkt: Betrieb von
AKWwird verboten, dafür sind Einsparungen,
Effizienzsteigerung und Förderung erneuerbarer
Energien umzusetzen; spätestens nach 45 Jahren
Laufzeit werden alle Schweizer AKWabgeschaltet.
Dies ist realistisch undmehrheitsfähig und basiert
auf einemwirtschaftlichen Erfolgskonzept.Wäh-
rend der Atomstrom künstlich laufend verbilligt
wird, brächten Investitionen in erneuerbare
Energien bis zu 80 Prozentmehr Arbeitsplätze.
Auf den Bundesrat kommt eineweitere dringliche
Pendenz zu:Mühlebergmuss sofort abgeschaltet
werden. Das eidgenössische Nuklearinspektorat
Ensi kann keine Sicherheitsgarantiemehr für
Mühleberg bezüglich Kühlung abgeben, wenn der
oberhalb gelegeneWohlensee-Staudammbricht.
Daher handelt das Ensi gesetzwidrig, lässt es
Mühleberg amNetz. Eigentlich eine ungeheuer-
liche Geschichte – zu Recht spricht der emeritierte
Professor für Umweltrecht Heribert Rausch von
Rechtsbeugung.

WerdieGrundsatzfragenach
demEuroaufwirft,wird
als gegenüberdemFrieden
inEuropaundankbarer
Zeitgenossehingestellt.


